
 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche und Helferkreise,  
 
heute möchten wir Sie gerne wieder über einige interessante Neuigkeiten informieren:  
 
1. Einladung zu unserem nächsten Austauschtreffen "Wenn das Leid sichtbar wird - 
Umgang mit akuten Krisen" am Donnerstag, den 27. Juli 2017 in Würzburg 
Wir laden Sie ganz herzlich zu unserem Austauschtreffen der Helferkreise im Landkreis 
Würzburg am Donnerstag, den 27. Juli 2017 um 19:00 Uhr im Matthias-Ehrenfried-Haus ein. 
Schwerpunkt ist dieses Mal das Thema "Wenn das Leid sichtbar wird - Umgang mit akuten 
Krisen". Gemeinsam mit Ihnen und Frau Liebig vom Krisendienst Würzburg wollen wir die 
Frage beantworten, wie man Menschen in akuten Krisensituationen unterstützen, aber auch 
im Alltag ein stabiles Umfeld schaffen kann. 
Um uns die Planung zu erleichtern bitten wir um eine formlose Anmeldung per E-Mail oder 
Telefon bis Donnerstag, den 20. Juli 2017.  
Nähere Informationen zur Veranstaltung finden Sie im angehängten PDF 
(170727_Einladung_Austauschtreffen_Krisendienst).  

  
 

2. Asylberatung von Amnesty International am Montag, 17. Juli im Gesprächsladen am 
Dominikanerplatz 4 in Würzburg 
Neben der Asylsozialberatung und der Migrationsberatung der Wohlfahrtsverbände bietet 
auch Amnesty International Würzburg eine Beratung zum Asylverfahren an. Der nächste 
Termin findet am Montag, den 17. Juli von 18:00 Uhr bis 20:00 Uhr im Gesprächsladen an 
der Augustinerkirche, Dominikanerplatz 4 statt. Das Angebot ist offen für alle geflüchteten 
Menschen mit Beratungsbedarf. Bei Interesse finden Sie weiterführende Informationen und 
Kontaktdaten unter http://www.amnesty-wuerzburg-asyl.de/Main/Beratungsangebot.  
 
3. Landratsamt und alle Außenstellen wegen Betriebsausflug diesen Mittwoch, 19. Juli 
geschlossen 
Das Landratsamt inklusive aller Außenstellen wird nächste Woche Mittwoch, 19. Juli 
geschlossen bleiben. Grund ist der Betriebsausflug des Landratsamtes. Dies gilt somit auch 
für Jobcenter, Ausländerbehörde, Jugendamt, Sozialamt und Unterkunftsbetreuung.  
 
4. Broschüre "Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten - Informationen für 
Ehrenamtliche"  
Die Broschüre "Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten - Informationen für Ehrenamtliche" 
fasst die komplexen Themen "Anerkennung ausländischer Qualifikationen", 
"Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete" und "Teilnahme an Integrations- und berufsbezogenen 
Deutschkursen" kompakt zusammen. Die 22 Seiten starke Broschüre (PDF 
Broschuere_Berufsqualifikation_IQ) gibt einen guten Überblick über relevante Regelungen 
und mögliche Unterstützungsformen. 

  
 

5. Informationsmaterial der Schuldnerberatung in 10 Sprachen 
Die Landesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung Hessen hat in Zusammenarbeit mit der 
Initiative Schuldnerberatung Hessen Informationsblätter zu den Themen 
"Wohnungssicherung", "Energiesicherung", "P-Konto", "Basiskonto", 
"Einkommenspfändung", "Vermögensauskunft und Sachpfändung", 
"Verbraucherinsolvenzverfahren", "Mahnungen - Drohbriefe - Telefonterror" und 
"Gerichtliches Mahnverfahren" erstellt.  
Die Blätter stehen akutell in den Sprachen Arabisch, Bulgarisch, Deutsch, Englisch, 
Französisch, Italienisch, Polnisch, Russisch, Spanisch und Türkisch zur Verfügung.  
Alle Blätter finden Sie als PDF unter http://www.schuldnerberatung-
hessen.de/informationsblaetter-53.html. 
 

http://www.amnesty-wuerzburg-asyl.de/Main/Beratungsangebot
http://www.schuldnerberatung-hessen.de/informationsblaetter-53.html
http://www.schuldnerberatung-hessen.de/informationsblaetter-53.html
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Ehrenamts-
koordination  


Tobias Goldmann 0931/38659-118 t.goldmann@caritas-wuerzburg.org  


 


Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Ehrenamtliche,  
 


Menschen gehen oft sehr unterschiedlich mit psychischen, emotionalen oder belastenden 


Ausnahmesituationen um. Viele unserer Mitmenschen haben in ihrem Heimatland und auf 
der Flucht solche emotionalen Krisen erlebt oder befinden sich aktuell unter dem großen 


psychischen Druck von Perspektivenlosigkeit, Ablehnung und drohender Abschiebung. Dies 


kann sich im Verhalten der Betroffenen unterschiedlich äußern: Manche werden still, ziehen 
sich zurück. Andere werden laut, ecken mit ihrem Verhalten bei Mitbewohnern, Nachbarn, 


Kollegen oder Mitschülern an. Andere werden aggressiv gegen sich selbst oder gegen Ange-
hörige und Freunde. Wieder andere kündigen den eigenen Suizid an, oder haben bereits 


Versuche in diese Richtung unternommen.  
 


Neben den Betroffenen selbst ist dies auch für Angehörige, Freunde und Sie als Ehrenamtli-
che mitunter sehr belastend. Meist haben Sie noch keine Erfahrung im Umgang mit solchen 


Situationen, fühlen sich vielleicht überfordert oder fürchten, falsch zu reagieren.  


 
Gemeinsam mit Ihnen und Frau Liebig vom Krisendienst Würzburg wollen wir die Frage 


beantworten, wie man Menschen in akuten Krisensituationen unterstützen, aber auch im 
Alltag ein stabiles Umfeld schaffen kann. Nach einem Input von Frau Liebig wollen wir dabei 


auch Raum geben, auf Ihre persönlichen Erfahrungen mit Krisensituationen einzugehen und 


Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln.  
 


Gerne laden wir Sie gemeinsam mit den Maltesern Würzburg ein, zu einem nächsten Aus-
tauschtreffen der Helferkreise zum Thema:  


 
"Wenn das Leid sichtbar wird – Umgang mit akuten Krisen" 


am Donnerstag, den 27. Juli 2017 von 19:00 – circa 21:00 Uhr 
im Matthias-Ehrenfried-Haus in Würzburg  


(Achtung! Neue Adresse: Kolpingstraße 11, 97070 Würzburg)  


 
Anmeldung erforderlich:  


Um besser planen zu können freuen wir uns über eine Rück- bzw. Anmeldung per E-Mail 
oder Telefon bis spätestens Donnerstag, den 20. Juli 2017.  


 


Wir freuen uns schon sehr auf Ihre Teilnahme und den Austausch mit Ihnen.  
 


Herzliche Grüße  
 


 


 
Sandra Hahn und Tobias Goldmann 



mailto:t.goldmann@caritas-wuerzburg.org
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Anfahrtsbeschreibung Matthias-Ehrenfried-Haus: 
(Kolpingstraße 11; 97070 Würzburg) 


 


 
 


Mit den öffentlichen Verkehrsmitteln: 
Ausstieg am Hauptbahnhof und zu Fuß durch die Kaiserstraße über den Barbarossaplatz und 


die Oberthürstraße in die Kolpingstraße 11.  
Alternativ mit Straßenbahnlinien 2, 3, 4 oder 5 eine Station bis Juliuspromenade fahren. Von 


dort dann am Barbarossaplatz rechts durch die Oberthürstraße zur Kolpingstraße 11. 


 
Mit dem PKW: 


Einfahrt nach Würzburg und den Schildern in Richtung „Hauptbahnhof“ folgen. Einfahrt in 
Bahnhofstraße. In der Bahnhofstraße befinden sich (kostenpflichtige) Parkplätze. 
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4 Broschüre Ehrenamt


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“  
und Ehrenamt


Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt spielen eine immer wichtigere Rolle im Bereich der Arbeitsmarktinte-
gration von Geflüchteten. Trotz öffentlicher Beratungsangebote ist die Gesellschaft zunehmend auch auf das freiwilli-
ge Engagement von Bürgerinnen und Bürgern angewiesen. Um die Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamtlichen  
effektiv und zielorientiert zu gestalten, ist die Bereitstellung und Verbreitung von einschlägigen Informationsmateri-
alien für Freiwillige zu den Themen der Arbeitsmarktintegration wichtig.


Ziel dieser Broschüre ist es, Ehrenamtlichen einen allgemeinen Überblick zu folgenden arbeitsmarktrelevanten Themen 
zu geben:


�� Anerkennung ausländischer Qualifikationen


�� Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete


�� Teilnahme an Integrations- und berufsbezogenen Deutschkursen


Diese Informationsmaterialien sollen Ehrenamtliche bei ihrem freiwilligen Engagement unterstützen. Im konkreten Fall 
wird immer empfohlen eine professionelle Fachberatung aufzusuchen. Diese Broschüre enthält neben detaillierten 
Auflistungen der entsprechenden zuständigen Stellen auch Links zu aktuellen Beratungsangeboten.
Die Broschüre wurde vom IQ Landesnetzwerk Bayern in Zusammenarbeit mit den zuständigen IQ Fachstellen und dem 
BMAS erstellt und mit unterschiedlichen haupt- und ehrenamtlichen Akteuren des Förderprogramms IQ abgestimmt.


Fragen zum Dokument? 
Diese zentralen Informationsmaterialien werden regelmäßig überarbeitet und an die veränderten Rahmenbedingungen 
angepasst. Die aktuellste Version finden Sie unter: http://www.migranet.org/publikationen-presse


Für inhaltliche Anmerkungen, Kommentare und Anregungen wenden Sie sich bitte an: 
Nathalie.Schoenberger@tuerantuer.de 


Bei allgemeinen Fragen wenden Sie sich bitte an ihr örtliches IQ Landesnetzwerk: 
http://www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/landesnetzwerke.html
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Anerkennung ausländischer Qualifikationen – 
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Die Anerkennung ausländischer Qualifikationen ist die Bewertung eines ausländischen Schul-, Ausbildungs-, oder Studi-
enabschlusses im Vergleich mit einem deutschen Abschluss. Im Verfahren wird die Gleichwertigkeit überprüft. Wenn die 
Qualifikation gleichwertig ist, wird sie damit auch anerkannt. Dieses Dokument dient der allgemeinen Information. Im 
konkreten Fall wird empfohlen eine Fachberatung aufzusuchen.


Wer kann eine Anerkennung beantragen?


Die Voraussetzung, um eine Anerkennung zu beantragen, ist eine im Ausland abgeschlossene, formale Qualifikation. 
Kenntnisse und Fertigkeiten, die ausschließlich über Berufserfahrung erworben wurden, können nicht durch ein Aner-
kennungsverfahren bestätigt werden. In diesen Fällen gibt es dann eventuell die Möglichkeit, die deutsche Abschluss-
prüfung in dem jeweiligen Beruf als Externenprüfung abzulegen. 
Wenn eine formale Qualifikation erworben wurde, können Personen unabhängig von ihrer Herkunft und vom Aufent-
haltsstatus einen Antrag auf Anerkennung stellen. Das bedeutet, dass Asylbewerber, Geduldete und auch Personen, 
die noch im Ausland leben, einen Antrag stellen dürfen. Für den Antrag auf Anerkennung wird keine Arbeitserlaubnis 
benötigt. 


Welche gesetzlichen Grundlagen gibt es?


Die Anerkennung findet im Rahmen von gesetzlich geregelten Verfahren statt. Am 1. April 2012 trat das sogenannte 
„Anerkennungsgesetz“ in Kraft. Dadurch wurden die Anerkennungsverfahren vereinheitlicht und neue Anerkennungs-
möglichkeiten geschaffen. Das Anerkennungsgesetz ist jedoch nicht das einzige Gesetz, das Anerkennungsverfahren 
regelt. Darüber hinaus spielen zum Beispiel EU-Richtlinien und Berufsfachgesetze eine wichtige Rolle für die Anerken-
nungsverfahren in verschiedenen Berufen. Außerdem gibt es Berufe, deren Anerkennungsverfahren durch Länderge-
setze geregelt sind.


Wofür ist eine Anerkennung notwendig?


Es gibt zwei Gruppen von Berufen: die reglementierten und die nicht-reglementierten Berufe. Ein Beruf ist reglemen-
tiert, wenn der Berufszugang oder die Berufsausübung an den Nachweis einer bestimmten Qualifikation gebunden ist. 
Die Anerkennung ist dann Voraussetzung, um die Tätigkeit in Deutschland ausüben zu dürfen (z.B. Ärztinnen und Ärzte) 
oder die entsprechende Berufsbezeichnung führen zu dürfen (z.B. Ingenieurinnen und Ingenieure). 


Die Mehrheit aller Berufe in Deutschland ist nicht reglementiert. Das betrifft die meisten akademischen Berufe und 
Ausbildungsberufe (z.B. Betriebswirtinnen und Betriebswirte oder Köchinnen und Köche). In diesen Berufen ist eine 
Anerkennung gesetzlich nicht notwendig, um in dem jeweiligen Beruf zu arbeiten. Eine Bewertung der ausländischen 
Qualifikation kann es potentiellen Arbeitgebern jedoch erleichtern, den ausländischen Abschluss einzuschätzen und so 
die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern.


Wer ist für die Anerkennung zuständig?
Je nach Beruf und Wohnort beziehungsweise angestrebtem Ort des Arbeitsplatzes der Antragstellenden sind unter-
schiedliche Stellen für das Anerkennungsverfahren zuständig.
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Wie läuft das Anerkennungsverfahren ab?


Die jeweils zuständige Anerkennungsstelle überprüft die Gleichwertigkeit der ausländischen Qualifikation im Vergleich 
zum deutschen entsprechenden Beruf (Referenzberuf) im Hinblick auf Inhalt und Umfang. Auch einschlägige Berufser-
fahrung kann beim Anerkennungsverfahren berücksichtigt werden. Gibt es keine wesentlichen Unterschiede zwischen 
dem deutschen und dem ausländischen Abschluss, dann wird die Gleichwertigkeit bescheinigt. Ergeben sich wesent-
liche Unterschiede, gibt es die Möglichkeit, diese auszugleichen, beispielsweise durch einen Lehrgang oder eine Prü-
fung. Nachdem die Unterschiede ausgeglichen sind, kann die Anerkennung erteilt werden.


Was tun bei fehlenden Dokumenten?


Anerkennungsverfahren erfolgen im Normalfall auf Grundlage der vorgelegten Dokumente. Je mehr Nachweise vorge-
legt werden, desto besser kann die zuständige Stelle die Vergleichbarkeit der ausländischen mit der deutschen Qualifi-
kation überprüfen. Wenn es der/dem Antragstellenden nicht oder nur teilweise möglich ist, Nachweise über die Quali-
fikation vorzulegen, gibt es für bestimmte Berufe die Möglichkeit, die beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten praktisch 
nachzuweisen. Eine solche Qualifikationsanalyse kann beispielsweise in Form von Arbeitsproben oder Fachgesprächen 
durchgeführt werden. Voraussetzung ist auch in diesem Fall eine im Herkunftsland abgeschlossene, formale Ausbil-
dung. 


Wie viel kostet die Anerkennung?


Anerkennungsverfahren sind in der Regel mit Kosten verbunden, die je nach Beruf und zuständiger Stelle unterschiedlich 
sein können. Dabei fallen nicht nur Kosten für den Antrag auf Anerkennung an, sondern auch Kosten für einzureichende 
Unterlagen (z.B. für amtlich beeidigte Übersetzungen oder beglaubigte Kopien) und eventuell für Qualifizierungen oder 
Prüfungen. Daher muss unbedingt vorab geklärt werden, welche finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten (beispiels-
weise durch die Arbeitsverwaltung oder sonstige Fördermittel wie dem Anerkennungszuschuss) im Einzelfall zur Verfü-
gung stehen. Die Kostenübernahme ist grundsätzlich nur möglich, wenn sie im Voraus beantragt wurde.


Werden für die Anerkennung Sprachkenntnisse benötigt? 


Grundsätzlich kann ein Anerkennungsverfahren unabhängig von den Sprachkenntnissen begonnen werden. In einigen 
reglementierten Berufen muss man sogar ein bestimmtes Sprachniveau nachweisen, um am Ende die Anerkennung zu 
erhalten und in dem Beruf arbeiten zu dürfen (z.B. Sozialpädagoginnen und -pädagogen, Gesundheits- und Kranken-
pflegerinnen und -pfleger).


Wer kann im Anerkennungsprozess unterstützen? 


Die Anerkennungsberatungen und Qualifizierungsberatungen im IQ Netzwerk sind unabhängige und spezialisierte 
Fachberatungen. Sie bieten Serviceleistungen für alle Personen, die Fragen zur Anerkennung von ausländischen Qua-
lifikationen und zu Qualifizierungsmöglichkeiten im Rahmen des Anerkennungsverfahrens haben. Sie beraten indivi-
duell, neutral und bedarfsgerecht und legen die verschiedenen Handlungsmöglichkeiten dar. Das schafft Transparenz 
über die ausländische Qualifikation. Bei Bedarf werden die Ratsuchenden in jeder Phase des Anerkennungsprozesses 
begleitet und unterstützt. Wenn weiterreichender Beratungsbedarf besteht, wird zielgerichtet an geeignete Projekte 
oder Beratungsstellen weitergeleitet. Die Beratung ist kostenfrei und kann freiwillig in Anspruch genommen werden.


Unter dem folgenden Link finden Sie die Kontaktdaten der IQ Fachberatungsstellen in Deutschland sowie weitere Informationen: 
http://www.netzwerk-iq.de/anerkennung/beratung.html.


Informationen zu Anerkennung:
https://www.anerkennung-in-deutschland.de/html/de/
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Anerkennung ausländischer Qualifikationen –  
Praxishandreichung für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Bereits bevor die Ratsuchenden von einer Fachberatung zur Anerkennung ihrer ausländischen Qualifikationen bera-
ten werden, können Sie einige Fragen klären. Diese im Folgenden abgefragten Informationen werden später von der 
Fachberatung benötigt, um individuell und umfassend beraten zu können. Wenn Sie oder die Ratsuchenden selbst eine 
Fachberatung kontaktieren, können Sie oder die Ratsuchenden diese Informationen bereithalten. Dies ist aber keine 
Voraussetzung für die Beratung. Bei Unklarheiten und Fragen können Sie die Fachberatung gerne vorab kontaktieren.


Verfügt die/der Ratsuchende über eine oder mehrere abgeschlossene formale Qualifikation/en?


�� Schulabschluss


�� Ausbildungsabschluss


�� Studienabschluss  


�� Sonstiges:  _____________________________________________ 


In welchem Bereich/Beruf wurde/n die Qualifikation/en erworben?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Aus welchem Land stammt/stammen die Qualifikation/en?
_______________________________________________________________________________________________
_______________________________________________________________________________________________


Wie lange hat die Schulbildung/die Ausbildung/das Studium gedauert? In welchem Jahr war der Abschluss?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Hat die/der Ratsuchende Berufserfahrung im Ausland oder in Deutschland? Falls ja, wie lange hat die/der Ratsu-
chende Berufserfahrung im jeweiligen Bereich?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Liegen Zeugnisse vor? Falls ja, welche Zeugnisse sind vorhanden?


�� Schulzeugnis


�� Ausbildungszeugnis


�� Hochschulzeugnis


�� Arbeitszeugnis


�� weitere Zeugnisse:  ___________________________________________________________________________


  ____________________________________________________________________________________________
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Fehlen Nachweise (z.B. Diplom, Fächerübersicht, Arbeitszeugnisse)? Falls ja, können diese noch beschafft werden?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Hat die/der Ratsuchende bereits einen Antrag auf Anerkennung einer ausländischen Qualifikation gestellt? Falls ja, 
bei welcher Stelle?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Was ist das Ziel der/des Ratsuchenden?


�� im erlernten Beruf arbeiten


�� in einem anderen Bereich arbeiten:  ______________________________________________________________


___________________________________________________________________________________________


�� eine Ausbildung beginnen
�� ein Studium beginnen oder fortsetzen


�� Sonstiges:  ___________________________________________________________________________________


___________________________________________________________________________________________
 


Wie ist die aktuelle berufliche Situation der/des Ratsuchenden?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Ist die/der Ratsuchende bei der Agentur für Arbeit oder beim Jobcenter gemeldet, wenn ja bei welchem?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Welchen Aufenthaltsstatus hat die/der Ratsuchende?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Hat die/der Ratsuchende bereits deutsche Sprachkenntnisse? Falls ja, auf welchem Niveau?


_______________________________________________________________________________________________


_______________________________________________________________________________________________


Damit die Ratsuchenden alle notwendigen Informationen für das Anerkennungsverfahren erhalten, wenden Sie sich bitte an eine der 
kostenlosen Fachberatungen zur Anerkennung ausländischer Qualifikationen im Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung 
(IQ)“. Unter folgendem Link finden Sie die Beratungsstellen in Deutschland: 
http://www.netzwerk-iq.de/anerkennung/beratung.html
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Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete –  
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Die Möglichkeit einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, gestaltet sich für Geflüchtete unterschiedlich. Maßgeblich ist der 
Aufenthaltsstatus, die Dauer seit der Registrierung als asylsuchende Person in Deutschland, das Herkunftsland und wo 
in Deutschland eine geflüchtete Person wohnt bzw. wohnen muss. Welchen Arbeitsmarktzugang eine geflüchtete Per-
son hat, wird in der Regel im Ausweisdokument vermerkt.


Wer darf unter welchen Bedingungen einer Beschäftigung nachgehen?


Geflüchtete mit einem Ankunftsnachweis, einer Aufenthaltsgestattung oder einer Duldung:


Wartezeit/Beschäftigungsverbot | 1. bis 3. Monat (ggf. bis 6. Monat)
Geflüchtete mit einem der o. g. Status dürfen in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts in Deutschland keiner Be-
schäftigung nachgehen. Hinzu kommen möglicherweise drei weitere Monate, in denen die Personen die Verpflichtung 
haben in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen (1-6 Monate). In dieser Zeit gilt ein Beschäftigungsverbot.


Nachrangiger Arbeitsmarktzugang | 4./7. bis 15. Monat (bzw. 4./7. bis 48. Monat)


In den ersten 15 Monaten des Aufenthaltes wird in der Regel bei der Bundesagentur für Arbeit zusätzlich eine so-
genannte Vorrangprüfung durchgeführt (siehe unten Punkt „Welche Prüfungen führen die Ausländerbehörde und 
Bundesagentur für Arbeit durch?“). Durch das Integrationsgesetz wurde für Geflüchtete die Vorrangprüfung in 133 
Agenturbezirken bis zum 5. August 2019 ausgesetzt. Bis dahin wird sie nur noch in Mecklenburg-Vorpommern flä-
chendeckend,  in Bayern in den Agenturbezirken Aschaffenburg, Augsburg, Bamberg-Coburg, Bayreuth, Hof, Fürth, 
München, Nürnberg, Passau, Schweinfurt, Traunstein und Weiden, sowie in NRW in den Agenturbezirken Bochum, 
Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Oberhausen und Recklinghausen durchgeführt. 
Unabhängig vom Wohnort findet während des nachrangigen Arbeitsmarktzugangs in den ersten vier Jahren in jedem 
Fall eine Prüfung der Arbeitsbedingungen durch die Bundesagentur für Arbeit statt. Nach vier Jahren Voraufenthalt 
muss die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht mehr eingeholt werden.


Uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang möglich | ab 49. Monat: 


Nach dem 48. Monat liegt es im Ermessen der Ausländerbehörde, der geflüchteten Person einen uneingeschränkten 
Arbeitsmarktzugang zu erteilen. Es erfolgen keine Prüfungen durch die Bundesagentur für Arbeit.


Geflüchtete mit einer Aufenthaltserlaubnis:
Die Aufenthaltserlaubnis nach Abschnitt 5, Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen, 
des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) §§ 22-26 berechtigt in der Regel uneingeschränkt zur Arbeitsaufnahme, ohne dass 
es hierfür einer weiteren Erlaubnis durch die Ausländerbehörde bedarf.
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Können Geflüchtete eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit beantragen?


Nach dem AufenthG ist der Aufenthalt in Deutschland an bestimmte Aufenthaltszwecke gebunden. Demnach können 
sich Personen z. B. aus familiären Gründen, zum Zwecke der Ausbildung oder der Erwerbstätigkeit oder aus völker-
rechtlichen, humanitären und/oder politischen Gründen (Geflüchtete) in Deutschland aufhalten. Ein Zweckwechsel 
ist für Asylbewerber und anerkannte Schutzberechtigte grundsätzlich nicht vorgesehen. Es ist somit grundsätzlich in 
der Regel nicht möglich, beispielsweise als Asylbewerberin oder anerkannter Flüchtling eine Aufenthaltserlaubnis zur 
Beschäftigung (§ 18 AufenthG) zu erlangen.


Welche Prüfungen führen die Ausländerbehörde und Bundesagentur für Arbeit durch?


Personen mit einer Aufenthaltsgestattung oder Duldung benötigen für die Erwerbstätigkeit eine Beschäftigungserlaub-
nis (auch Arbeitsgenehmigung genannt) der Ausländerbehörde. Die Ausländerbehörde prüft, ob ausländerrechtliche 
Bestimmungen gegen die Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis stehen. Ist dies nicht der Fall, wird der Antrag auf 
eine Beschäftigungserlaubnis an die Bundesagentur für Arbeit zur Prüfung weitergeleitet. Bei der Vorrangprüfung, die 
derzeit in nur wenigen Agenturbezirken durchgeführt wird, wird geprüft, ob für eine konkrete Arbeitsstelle, auf die sich 
eine geflüchtete Person bewirbt, eine bevorrechtigte Person, die für die Stelle geeignet ist, zur Verfügung steht. Bevor-
rechtigt sind alle deutschen und EWR-Staatsangehörigen, alle EU-Bürgerinnen und Bürger sowie Ausländerinnen und 
Ausländer mit einer Aufenthaltserlaubnis, die einen uneingeschränkten Arbeitsmarktzugang beinhaltet. Zusätzlich wird 
in allen Agenturbezirken eine Prüfung der Arbeitsbedingungen durchgeführt. Dabei wird insbesondere geprüft, ob der 
Arbeitgeber die geflüchtete Person zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als ein vergleichbarer Inländer beschäftigen 
möchte und der entsprechende Lohn angeboten wird. 


Welche Arbeitsmarktchancen haben Geflüchtete aus „sicheren Herkunftsstaaten“?


Die sogenannten „sicheren Herkunftsstaaten“ sind in Anlage II zu § 29a Asylgesetz festgelegt. Es handelt sich derzeit 
um die Staaten Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, ehemalige jugoslawische Republik 
Montenegro, Senegal und Serbien. Für Geflüchtete aus sicheren Herkunftsstaaten, die bis zum 31. August 2015 ein 
Asylgesuch geäußert haben, gelten die regulären Bedingungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt. Für Geflüchtete aus 
sicheren Herkunftsstaaten, die einen Ankunftsnachweis, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung haben und die 
nach dem 31. August 2015 ein Asylgesuch geäußert haben, gilt ein generelles Beschäftigungsverbot.


Können Geflüchtete einer selbstständigen Tätigkeit nachgehen?


Für Geflüchtete mit Ankunftsnachweis, Aufenthaltsgestattung oder Duldung ist Selbstständigkeit nicht erlaubt.
Für Geflüchtete mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 und § 25. Abs. 2 ist Selbstständigkeit erlaubt.
Geflüchtete mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 müssen die Zustimmung zur Selbstständigkeit bei der Aus-
länderbehörde einholen, die dann nach Ermessen entscheidet.
Um den Zugang zu einer selbständigen Tätigkeit nachhaltig zu gestalten, wird das Aufsuchen einer Fachberatung bei 
den örtlichen Arbeitsagenturen, sowie IHK- und HWK-Stellen empfohlen.
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Praktikum und Ausbildung –  
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Wer darf eine Ausbildung machen?


Personen mit positiv beschiedenem Asylantrag oder subsidiärem Schutz haben uneingeschränkten Zugang zu einer 
Ausbildung. Für Geflüchtete mit einem Ankunftsnachweis oder einer Aufenthaltsgestattung ist ab dem vierten Monat 
eine betriebliche Ausbildung mit Erlaubnis der Ausländerbehörde ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
möglich, eine schulische Ausbildung bereits ab dem 1. Tag. 


Geduldete können ab dem 1. Tag ihres Aufenthaltes mit Genehmigung der Ausländerbehörde eine betriebliche und 
ohne Genehmigung eine schulische Ausbildung beginnen. Sie erhalten für die Zeit der qualifizierten Berufsausbildung 
eine „Ausbildungsduldung“, wenn konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nicht bevorstehen (auch „3+2-Regelung“ genannt). Diese wird für die Dauer der Ausbildung erteilt. Im Anschluss an die 
Ausbildung bekommt die Person eine Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre nach § 18a Aufenthaltsgesetz für eine ihrer 
Ausbildung entsprechenden Beschäftigung.


Eine Ausbildungsduldung wird auch erteilt, wenn die Ausbildung bereits während des Asylverfahrens (Status: Aufent-
haltsgestattung) begonnen wurde und der Asylantrag abgelehnt wird. Die Ausbildungsduldung wird dann für die rest-
liche Zeit der Ausbildung erteilt. Geduldete aus sogenannten „sicheren Herkunftsstaaten“, deren Registrierung nach 
dem 31.08.2015 erfolgte, haben keinen Anspruch auf eine Ausbildungsduldung.


Wer darf ein Praktikum machen?


Praktika gelten grundsätzlich als Beschäftigungsverhältnisse und bedürfen daher der Erlaubnis (Genehmigung) der Aus-
länderbehörde und in der Regel auch der – von der Ausländerbehörde intern einzuholenden – Zustimmung der Bundes-
agentur für Arbeit. Personen mit positiv beschiedenem Asylantrag oder subsidiärem Schutz haben uneingeschränkten 
Zugang zum Arbeitsmarkt und müssen daher nicht die Genehmigung der Ausländerbehörde für ein Praktikum vorab 
einholen. Wer einen Ankunftsnachweis, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung besitzt, kann unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Praktikum in einem Betrieb absolvieren. Der Begriff „Praktika“ wird im Sprachgebrauch für eine 
Vielzahl unterschiedlicher Tätigkeiten und Maßnahmen verwendet, die jeweils sehr unterschiedliche Zustimmungs- 
und Erlaubniserfordernisse mit sich bringen (z. B. Hospitation, Probearbeit, ehrenamtliche Tätigkeit etc.). 


Eine gute Übersicht über die einzelnen Formen und Voraussetzungen finden Sie hier: 
www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_
bzw.pdf
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Zuständigkeiten –  
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Wer erhält welche Sozialleistungen und wer ist für die Arbeitsförderung zuständig?


Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) werden von den Sozialämtern verwaltet, Leistungen nach 
dem SGB II von den Leistungsabteilungen in den Jobcentern. Für die Beratung und Vermittlung in Arbeit und Ausbildung 
(ggf. auch Praktikum), für die Hinführung an den Arbeitsmarkt durch Maßnahmen und für diverse Förderinstrumente 
sind die Agenturen für Arbeit und die Jobcenter zuständig.


Aufenthaltsstatus Sozialleistungen
Kund/-innen der Agentur für 
Arbeit oder der Jobcenter


�� Ankunftsnachweis
Nach dem AsylbLG zu-


ständige Behörde 
(z. B. Sozialamt)


Agentur für Arbeit�� Aufenthaltsgestattung


�� Duldung


Aufenthaltserlaubnis nach §§ im Aufenthaltsgesetz


§ 18a Jobcenter Jobcenter


§ 22 Jobcenter Jobcenter


§ 23 Abs. 1 i. V. m.  §§ 104 a u. b o. § 23a Jobcenter Jobcenter


§ 23 Abs.1 (wegen Krieges im Heimatland) Sozialamt Agentur für Arbeit


§ 23 Abs. 2 Jobcenter Jobcenter


§ 23a Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 1 Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 2 Satz 1  
(1. u. 2. Alternative) Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 3 Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 4 Satz 1 Sozialamt Agentur für Arbeit


§ 25 Abs. 4 Satz 2 Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 4a u. 4b Jobcenter Jobcenter


§ 25 Abs. 5 (wenn weniger als 18 Monate seit der 
Entscheidung über die Aussetzung der Abschiebung 
vergangen sind)


Sozialamt Agentur für Arbeit


§ 25 Abs. 5 (wenn mehr als 18 Monate seit der Ent-
scheidung über die Aussetzung der Abschiebung 
vergangen sind)


Jobcenter Jobcenter


§ 25a Jobcenter Jobcenter


§ 25b Jobcenter Jobcenter
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Arbeitsmarktzugang für Geflüchtete –  
Praxishandreichung für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Was tun, wenn eine geflüchtete Person arbeiten möchte?


�� Das Ausweispapier lesen


�� Welchen Aufenthaltsstatus hat die Person?
�� Wann wurde die Person registriert? Wann wurde der Asylantrag gestellt? 
�� Aus welchem Land kommt die Person?
�� Wo wohnt die Person?
�� Was steht zum Arbeitsmarktzugang in den Nebenbestimmungen?


�� Das Ausweispapier interpretieren


�� Was bedeuten die einzelnen Punkte in Kombination für den Arbeitsmarktzugang?
�� Ist die Situation kompliziert oder übersichtlich?


�� Rat und Unterstützung, wenn der Fall übersichtlich ist


�� Begleitung zur zuständigen Arbeitsverwaltung (Agentur für Arbeit oder Jobcenter)
�� Ggf. Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche (Stellengesuche lesen, Bewerbung schreiben)
�� Besorgung des Arbeitserlaubnisantrags bei der Ausländerbehörde und Hilfe beim Ausfüllen 


�� Rat und Unterstützung bei Unklarheiten und wenn der Fall kompliziert ist


�� Professionelle Unterstützungsangebote aufsuchen, da sonst schwerwiegende Fehlentscheidungen mit  
	 möglicherweise unerwünschten und unumkehrbaren Folgen getroffen werden.


An welche professionellen Stellen kann ich verweisen?


. Arbeitsverwaltung (Agentur für Arbeit oder Jobcenter): Für Arbeitssuche und Maßnahmen zu Arbeitsförderung 
  www.arbeitsagentur.de 


. IvAF-Netzwerke: Für alles rund um Beschäftigung, Ausbildung, Praktikum und Spracherwerb
https://www.esf.de/portal/DE/Foerderperiode-2014-2020/ESF-Programme/bmas/2014-10-21-ESF-Integra-
tionsrichtlinie-Bund.html 


. IQ-Netzwerke: Für das Thema Anerkennung ausländischer Qualifikationen und Qualifizierungsmaßnahmen
http://www.netzwerk-iq.de/ 


. KAUSA-Servicestellen: Für Beratungen zu Ausbildungsmöglichkeiten https://www.jobstarter.de/kausa 


. Asylsozialberatungen: Für Fragen zu Aufenthaltsstatus, Asylverfahren, Wohnen u.a.
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Allgemeine Übersicht der Deutschkurse –  
Informationen für Ehrenamtliche
Stand: Juni 2017


Wie wird das Sprachniveau definiert?


Die Deutschkurse orientieren sich am Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen (GER). Der GER besteht aus 6 Stu-
fen, die von Niveau A1 bis C2 aufeinander aufbauen. 


1.	 Jeder Integrationskurs besteht aus einem Orientierungs- 
und einem Sprachkurs. Mit Erreichen des Sprachniveaus 
B1 endet dieser Kurs. Das Ziel dieser Kurse ist die Ver-
mittlung allgemeinsprachlicher Kenntnisse.


2.	 Berufsbezogene Deutschkurse beginnen ab B2. Ziel die-
ser Kurse ist es, den Arbeitsmarktzugang zu ermögli-
chen. Für Teilnehmende, die in den Integrationskursen 
das Niveau B1 nicht erreichen, besteht die Möglichkeit, 
sowohl die Niveaustufe A2 als auch B1 im Rahmen der 
berufsbezogenen Spezialmodule nachzuholen.


3.	 Um in Deutschland zu studieren, wird mindestens C1 
benötigt und die erfolgreiche Teilnahme an der DSH 
Prüfung (Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzu-
gang.)


Niveaustufe nach dem GER Sprachkenntnisse


A1 Anfänger
Grundkenntnisse


A2
Grundlegende 
Kenntnisse


B1
Fortgeschrittene 
Sprachverwendung erweiterte 


Kenntnisse
B2 Selbstständige 


Sprachverwendung


C1 Fachkundige 
Sprachkenntnisse


verhandlungssicher


C2
Annähernd 
muttersprachlicher
Kenntnisse


Welche Art von Deutschkursen gibt es?


Zweck Art Zugang über …


Einstieg/Alltagsbewältigung Integrationskurse BAMF (Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge)
Ausländerbehörden
Jobcenter/Agentur für Arbeit


Arbeitsmarktzugang ESF BAMF Kurse Jobcenter/Agentur für Arbeit
IvAF (Integration von Asylbewerbern 
und Flüchtlingen)


Berufsbezogene Deutschkurse gemäß 
§45a AufenthG (Aufenthaltsgesetz)


Jobcenter/Agentur für Arbeit
BAMF


Studium Studienvorbereitende Deutschkurse „International Offices“ der Hoch-
schulen/ Universitäten


Allgemein Onlinekurse/ Apps nach eigener Initiative
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Teilnahme an Integrationskursen  –  
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Wer kann an einem Integrationskurs teilnehmen? 


�� Asylsuchende und Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive  
	 (aktuell Iran, Irak, Somalia, Syrien, Eritrea) gem. § 44 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1-3 AufenthG


�� Geduldete nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG  


�� Personen mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs.5 AufenthG 


�� Geflüchtete mit abgeschlossenem Asylverfahren nach Erteilung einer  Aufenthaltserlaubnis 


Was kostet die Teilnahme an einem Integrationskurs?


Für Personen, die Leistungen nach dem AsylbLG oder nach SGB II beziehen, ist die Teilnahme kostenlos.


Wie kann man sich zum Integrationskurs anmelden? 


Antrag auf freiwillige Teilnahme an einem Integrationskurs
Asylsuchende und Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive können mit Asylantragstellung 
einen Zulassungsantrag direkt beim BAMF stellen. Die Anträge müssen an das BAMF, Referat 326, 90343 Nürnberg ge-
schickt werden. Die Antragsteller erhalten dann bei freiem Kursplatz einen Berechtigungsschein, ein Merkblatt mit In-
formationen zum Integrationskurs und einen Hinweis auf www.bamf.de/webgis, um Kursträger und Kursort in der Nähe 
des Wohnorts zu finden. Der Antrag auf Zulassung zu einem Integrationskurs ist zu finden unter: Bamf -> Willkommen 
in Deutschland -> Deutsch lernen -> Integrationskurse
http://www.bamf.de/DE/Willkommen/DeutschLernen/Integrationskurse/integrationskurse-node.html


Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs
In der Regel werden Geflüchtete mit einer Aufenthaltserlaubnis bei fehlenden Sprachkenntnissen von der Ausländerbe-
hörde zur Teilnahme am Integrationskurs verpflichtet. In dem Fall erhalten sie zur Teilnahme an einem Integrationskurs 
einen Verpflichtungsschein. Auch der Leistungsträger nach dem SGB II (Jobcenter oder Optionskommune) kann die 
Teilnahme an einem Integrationskurs verpflichtend in einer Eingliederungsvereinbarung festlegen. 


Asylsuchende und Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive, Geduldete nach § 60a Abs. 2 
Satz 3 AufenthG sowie Personen mit Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs.5 AufenthG können seit 01.01.2017 zur Teil-
nahme an einem Integrationskurs durch den Leistungsträger nach dem AsylbLG verpflichtet werden. 


Mit dem Verpflichtungsschein erhalten die Personen ein Merkblatt mit Informationen zum Integrationskurs und einen 
Hinweis auf www.bamf.de/webgis, um Kursträger und Kursort in der Nähe des Wohnorts zu finden. Danach müssen 
sich die Personen bei einem Kursträger anmelden, der die Teilnahme am Integrationskurs innerhalb von sechs Wochen 
ermöglichen muss. Der Nachweis der Anmeldung muss an die verpflichtende Stelle (Leistungsträger) weitergeleitet 
werden. Mit der Anmeldung verpflichtet man sich ordnungsgemäß am Unterricht und an der Prüfung teilzunehmen. 
Bei Nichteinhaltung von Pflichten durch den Teilnehmenden drohen Leistungskürzungen.
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Werden Fahrtkosten erstattet? 


Auf Antrag bei der zuständigen Regionalstelle des Bundesamtes kann man einen Zuschuss für die Fahrtkosten zum 
Integrationskurs erhalten, wenn die Person finanziell bedürftig ist. 
Dem Antrag ist ein entsprechender Nachweis beizufügen: 


�� SGB II-Leistungsbezug


�� Wohngeld


�� BAföG


�� Kindergeldzuschlag


�� Bezüge nach dem Asylbewerberleistungsgesetz


�� Befreiung von Kita-Gebühren


�� Befreiung von GEZ Gebühren


�� Örtliches Sozialticket


Voraussetzung ist jedoch, dass der Kursort mehr als 3 km von Ihrer Wohnung entfernt ist. Man erhält grundsätzlich nur 
die Fahrtkosten zum nächstgelegenen Integrationskursträger.


Wie ist der Ablauf eines Integrationskurses?


Der allgemeine Integrationskurs umfasst 600 UE1 Sprachkurs und 100 UE Orientierungskurs. Ein spezieller Integrations-
kurs umfasst 600 UE bzw. 900 UE und zuzüglich 100 UE Orientierungskurs. Für lerngewohnte Teilnehmer gibt es den 
Intensivkurs, der 400 UE Sprachkurs und zuzüglich 30 UE Orientierungskurs beinhaltet. Der Sprachkurs endet mit der 
Prüfung „Deutschtest für Zuwanderer“ (DTZ) und der Orientierungskurs endet mit der Prüfung „Leben in Deutschland“ 
(LiD). Wenn man immer ordnungsgemäß am Unterricht teilgenommen hat, das volle Stundenkontingent des Integra-
tionskurses ausgeschöpft, aber in der Sprachprüfung des Abschlusstests das Sprachniveau B1 nicht erreicht hat, kann 
man einen Antrag auf einmalige Wiederholung von 300 Unterrichtsstunden stellen. Auch die Prüfung kann einmal 
kostenlos wiederholt werden.


1 UE = Unterrichtseinheit dauert 45 min.
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Welche Arten von Integrationskursen gibt es?


Für verschiedene Personengruppen werden von den Kursträgern unterschiedliche Integrationskursarten angeboten. 
Über die Inanspruchnahme der Kursart entscheidet jedoch verbindlich der Kursträger auf Grundlage des Einstufungstests.


Integrationskursarten/ 
Unterrichtseinheiten


Personengruppen/ Kriterien für spezielle Integrationskursarten


Allgemeiner Integrationskurs  
bis zu 700 UE (600+100)


Für Personen ohne besonderen sprachpädagogischen Förderbedarf
Bei Nichtbestehen der DTZ Prüfung darf man bei ordnungsgemäßer und vollstän-
diger Teilnahme 300 UE (Wiederholerstunden) und die Prüfung wiederholen. 


Intensivkurs  
bis zu  430 UE (400+30)


Personen mit günstigen Lernvoraussetzungen, z.B. Akademikerinnen und Akade-
miker, Kenntnis mehrerer Fremdsprachen.


Jugendintegrationskurs  
bis zu 1.000 UE


Junge Erwachsene vor Vollendung des 27. Lebensjahres (zum Kurseintrittszeit-
punkt), die auf ihren späteren beruflichen Lebensweg vorbereitet werden sollen. 
Neben einer ersten berufsorientierten sprachlichen Ausrichtung sind auch 
erste fachsprachliche Kenntnisse Ziel dieses Kurses. Dabei kann auch über das 
Sprachniveau B1 hinausgegangen werden, wenn es die Kapazität der Lerngrup-
pe zulässt. Darüber hinaus werden den Teilnehmenden durch eine Praxisphase 
Anknüpfungspunkte im Alltag und Erprobungsräume geboten, in denen sie die 
erworbenen Kenntnisse laufend anwenden und vertiefen können.


Förderkurs  
bis zu 1.000 UE


Personen, welche die deutsche Sprache vorwiegend ungesteuert, d. h. außer-
halb eines geregelten Unterrichtskontextes erworben haben (erkennbar z. B. an 
Diskrepanz Gespräch – Deutsch-Test). Bei Nichtbestehen der DTZ Prüfung darf 
man bei ordnungsgemäßer und vollständiger Teilnahme 300 UE und die Prüfung 
wiederholen.


Alphabetisierungskurs  
bis zu 1000 UE


Personen, die in ihren Erstsprachen nicht oder nicht ausreichend lesen oder 
schreiben können. Das Besondere am Kurs ist, dass die Wiederholerstunden im 
Umfang von 300 UE auch ohne die sonst zwingend erforderliche nicht-erfolg-
reiche Teilnahme an der DTZ-Prüfung beansprucht werden können.


Zweitschriftlernerkurs
bis zu 1000 UE


Spezieller Integrationskurs für Menschen, die in Sprachen mit einem nicht-
lateinischen Schriftsystem alphabetisiert sind und nun die lateinische Schrift zum 
Erlernen der deutschen Sprache erwerben müssen. Das Besondere am Kurs ist, 
dass die Wiederholerstunden im Umfang von 300 UE auch ohne die sonst zwin-
gend erforderliche nicht-erfolgreiche Teilnahme an der DTZ-Prüfung beansprucht 
werden können.


Frauenintegrationskurs  
bis zu 1000 UE


Frauen, die aus familiären oder kulturellen Gründen keinen allgemeinen Inte-
grationskurs besuchen können und die auf Grund ihrer aktuellen Situation nicht 
auf den Arbeitsmarkt ausgerichtet sind. Bei Nichtbestehen der DTZ Prüfung darf 
man bei ordnungsgemäßer und vollständiger Teilnahme 300 UE und die Prüfung 
wiederholen.


Elternintegrationskurs bis zu 
1000 UE


Mütter/Väter mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren; zusätzlicher inhalt-
licher Schwerpunkt auf Erziehung, Bildung und Ausbildung. Bei Nichtbestehen 
der DTZ Prüfung darf man bei ordnungsgemäßer und vollständiger Teilnahme 
300 UE und die Prüfung wiederholen.
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Teilnahme an berufsbezogenen Deutschkursen –  
Informationen für Ehrenamtliche 
Stand: Juni 2017


Welche Deutschkurse können Geflüchtete mit Arbeitsmarktzugang nach dem Integrationskurs besuchen? 


ESF-BAMF- Programm zur berufsbezogenen Sprachförderung: Dieses Programm läuft Ende 2017 aus. Bis dahin können 
Asylbewerber und Geduldete mit Arbeitsmarktzugang aus allen Herkunftsländern teilnehmen. Eine Zuweisung zu den 
Kursen (A2 bis B2) erfolgt über IvAF (Integration von Asylbewerbern und Flüchtlingen).
BAMF Kurse – „Berufssprachkurse“ (berufsbezogene Deutschkurse) gemäß § 45a AufenthG.


Welche Ziele haben berufsbezogene Deutschkurse gemäß § 45a Aufenthaltsgesetz (AufenthG)?


1.	 Allgemeine berufsbezogene Sprachkurse führen von B1 zu B2, von B2 zu C1 oder von C1 zu C2. Voraussetzung ist 
ein gültiges B1-Zertifikat. Die Kurse schließen mit einer bundesweit anerkannten Prüfung ab. Jedes Modul umfasst 
300 Unterrichtseinheiten. Die Module können einmal wiederholt werden.


2.	 Spezialmodule beinhalten fachspezifische Sprachlerninhalte für bestimmte Berufsfelder, beispielsweise für die Pfle-
ge oder den kaufmännischen Bereich. Die Angebote der Spezialmodule werden kontinuierlich erweitert. Geplant 
sind unter anderem auch Online Module. Außerdem bieten die Spezialmodule die Möglichkeit, das Sprachniveau 
A2 und B1 zu erreichen, wenn dies im Rahmen eines Integrationskurses nicht geschafft wurde.


Wer kann an berufsbezogenen Deutschkursen gemäß § 45a AufenthG teilnehmen?


�� Geflüchtete aus Iran, Irak, Syrien, Eritrea und Somalia mit einer Gestattung oder Duldung gemäß § 60a Abs.2, 	
	 Satz 3 und Aufenthaltserlaubnis und Geflüchtete mit abgeschlossenem Asylverfahren und daraus resultierender  
	 Aufenthaltserlaubnis, 


�� Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen nach dem SGB II oder SGB III,


�� Arbeit- und Ausbildungssuchende, 


�� Auszubildende, 


�� Personen, die ein Berufsanerkennungsverfahren für ihren ausländischen Abschluss durchlaufen,


�� Personen, die für den Zugang zum Beruf ein bestimmtes Sprachniveau erreichen müssen. 


Für wen sind die berufsbezogenen Deutschkurse kostenlos? 


Kostenbefreit sind alle Personen, die zur Teilnahme an einem berufsbezogenen Sprachkurs vom Jobcenter oder von der 
Agentur für Arbeit verpflichtet worden sind. 
Außerdem ist die Teilnahme ebenfalls kostenlos für Beschäftigte, die neben der Beschäftigung 


�� Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,


�� dem SGB II oder


�� Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII beziehen oder


�� einen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben.


�� Kostenbefreit sind auch Auszubildende, die eine Berufsausbildungsbeihilfe erhalten. 
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Werden Fahrtkosten erstattet?


Personen, die Leistungen nach dem SGB II oder dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), die Berufsausbildungsbei-
hilfe während einer Berufsausbildung oder berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme erhalten, können nach der An-
meldung beim Sprachkurs einen Antrag beim BAMF auf Fahrtkostenerstattung stellen. Voraussetzung ist jedoch immer, 
dass der Unterrichtsort mehr als 3 km von ihrer Wohnung (kürzeste Fußstrecke) entfernt ist.


Gibt es Kinderbetreuungsangebote? 


Die Kursträger unterstützen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei der Suche nach örtlichen Kinderbetreuungsan-
geboten. Wenn kein örtliches Betreuungsangebot verfügbar ist, kann man für mindestens drei betreuungsbedürftige 
Kinder vom BAMF eine Unterstützung beantragen. 


Wie meldet man sich zu einem berufsbezogenen Deutschkurs an?


Die Jobcenter oder Agenturen für Arbeit verpflichten oder erstellen eine Teilnahmeberechtigung* für arbeits- oder 
ausbildungssuchend oder arbeitslos gemeldete Kundinnen und Kunden. Personen mit einer Verpflichtung werden vom 
Sprachkursträger vorrangig zum nächsten Kurs angemeldet. Begleitend zum Anerkennungsverfahren ausländischer Ab-
schlüsse kann man auch direkt durch das BAMF den Antrag auf eine Teilnahmeberechtigung stellen.


�� Beschäftigte, Auszubildende oder Personen im Anerkennungsverfahren, die nicht bei einem Jobcenter oder 	
	 einer Arbeitsagentur gemeldet sind und keine Leistungen nach AsylbLG beziehen, können den Antrag auf eine 	
	 Teilnahmeberechtigung direkt beim BAMF stellen: Bamf -> Infothek -> berufsbezogene Sprachförderung


    www.bamf.de/DE/Infothek/BerufsbezogeneFoerderung/Deutschfoerderung45a/deutschfoerderung45a-     
             node.html 


�� Bezieher von Leistungen SGB II** erhalten die Teilnahmeberechtigung über das Jobcenter.


�� Bezieher von Leistungen SGB III (Personen, die ausbildungssuchend, arbeitssuchend oder arbeitslos gemeldet 	
	 sind oder an Maßnahmen zur Berufsvorbereitung oder der assistierten Ausbildung nach SGB III teilnehmen), 	
	 Geduldete nach §60a Abs.2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes (dringende humanitäre persönliche Gründe, erheb-	
	 liches öffentliches Interesse)**, Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive (Syrien, 	
	 Iran, Irak, Eritrea, Somalia)** erhalten die Teilnahmeberechtigung über die Agentur für Arbeit.


�� Personen, die ein Anerkennungsverfahren für ihre ausländischen Bildungsabschlüsse durchlaufen oder  
	 Personen, die für den Zugang zum Beruf ein bestimmtes Sprachniveau erreichen müssen oder Personen, die 	
	 eine Berufsausbildung oder eine Einstiegsqualifizierung (§57, Abs.1, §54a SGB III) absolvieren, erhalten die 	
	 Teilnahmeberechtigung über das BAMF.


Materialien für DaZ mit Geflüchteten finden Sie u. a. auch auf www.deutsch-am-arbeitsplatz.de


*hat ab dem Datum der Ausstellung nur 3 Monate Gültigkeit
**Vorrangig angemeldet werden Personen, die zur Teilnahme an der berufsbezogenen Deutschsprachförderung verpflichtet sind oder eine Aufenthaltsgestattung 
nachdem Asylgesetz besitzen und bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist.







20 Broschüre Ehrenamt


Links
IQ-Netzwerke: Anerkennung ausländischer Qualifikationen und Qualifizierungsmaßnahmen:
http://www.netzwerk-iq.de


Neustart - Alle Informationen für Asylsuchende, Arbeitsuchende und Arbeitgeber auf einen Blick: 
http://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Neustart-in-Deutschland/neustart-in-deutschland.html 


Unfallversichert im freiwilligen Engagement: 
http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a329-zu-ihrer-sicherheit-unfallversichert-im-ehren-
amt.html


Informationen zum Erfordernis einer Arbeitserlaubnis für ein Praktikum für Geflüchtete::
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitser-
laubnis_bzw.pdf


Arbeitsverwaltung (Agentur für Arbeit oder Jobcenter): Für Arbeitssuche und Maßnahmen zu Arbeitsförderung 
www.arbeitsagentur.de 


IvAF-Netzwerke: Für alles rund um Beschäftigung, Ausbildung, Praktikum und Spracherwerb
http://www.esf.de/portal/DE/Foerderperiode-2014-2020/ESF-Programme/bmas/2014-10-21-ESF-Integrati-
onsrichtlinie-Bund.html


KAUSA-Servicestellen: Für Beratungen zu Ausbildungsmöglichkeiten 
https://www.jobstarter.de/kausa 


Materialien für DaZ mit Geflüchteten finden Sie u. a. auch auf www.deutsch-am-arbeitsplatz.de 


Wegweiser für Ehrenamtliche zum Thema Traumata: 
http://www.refugio-muenchen.de/presse-publikationen/publikationen/wegweiser-fuer-ehrenamtliche/
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Ihre Notizen







www.netzwerk-iq.de


Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“
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6. Informationsblatt des StMAS zum Thema ungewollte Schwangerschaft  
Das Bayerische Sozialministerium hat ein Informationsblatt zum Thema "ungewollte 
Schwangerschaft" (PDF Informationsblatt ungewollte Schwangerschaft 
Schwangerschaftsabbruch) erstellt. Das Blatt fasst die rechtlichen Rahmenbedingungen 
zusammen und zeigt den Weg zu den staatlich anerkannten Beratungsstellen für 
Schwangerschaftsfragen auf.  
An dieser Stelle auch nocheinmal der Hinweis auf das Portal https://www.zanzu.de/ welches 
Gespräche über Gesundheit, Schwangerschaft und Sexualität in 13 Sprachen unterstützen 
kann.  

  
 

7. Position des Deutschen Caritasverbandes zu Rückführungen nach Afghanistan  
Der Deutsche Caritasverband hat ein Positionspapier zu Rückführungen nach Afghanistan 
veröffentlicht. Darin spricht sich der DCV dafür aus, Abschiebungen nach Afghanistan 
bundesweit auszusetzen, solange eine Rückkehr in Sicherheit und Würde nicht eindeutig 
gewährleistet ist. Weiter sollte dies alle abgelehnten Asylbewerber einschließen, unabhängig 
von eventuellen Verfehlungen, sofern unmenschliche Behandlung im Zielstaat droht. Weiter 
spricht sich der DCV dafür aus, dass das Auswärtige Amt bei der Einschätzung der 
Gefahrenlage Erkenntnisse aus unterschiedlichen staatlichen und nichtstaatlichen Quellen 
umfassend würdigen solle. Auch von Dublin-Überstellungen sollte laut DCV abgesehen 
werden, wenn in den jeweiligen Mitgliedsstaaten der EU Abschiebungen nach Afghanistan 
durchgeführt werden.  
Die Ausführliche Position des DCV finden Sie im angehängten PDF (2017_07_06_Position 
Rückführungen nach Afghanistan).  

  
 

8. Info-Broschüre des nordrheinwestfälischen Flüchtlingsrats zum Thema 
"Ablehnungsbescheid" 
Mit der Broschüre informiert der Flüchtlingsrat NRW e.V. Betroffene über Möglichkeiten, die 
sich Ihnen bei Erhalt eines ablehnenden Asylbescheids bieten. Weiter wird auf die 
verschiedenen Ablehnungsformen eingegangen und dargestellt, welche 
Handlungsmöglichkeiten und Fristen sich daraus jeweils ergeben.  
Die Broschüre kann aktuell unter http://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/neue-info-broschuere-
zum-thema-konfrontiert-mit-dem-ablehnungsbescheid-was-nun.html in Deutsch und Englisch 
heruntergeladen werden. Weitere Sprachen sind in Planung.  
 
9. Leitfaden für Geflüchtete in eigenen Wohnungen 
Der Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen hat einen allgemeinen 
Wohnleitfaden in arabischer, englischer und deutscher Sprache erstellt.  
Der Leitfaden erläutert in kurzen Absätzen die grundlegenden Themen, welche bei Einzug in 
eine eigene Wohnung beachtet werden sollten. Von alltagspraktischen Hinweisen zum 
Lüften und Duschen bis hin zu Hausordnung und Mietvertrag wird vieles erläutert und ist 
auch auf Mietverhältnisse im Landkreis anwendbar.  
(PDFs Wohnleitfaden_fuer_gefluechtete_arabisch, 
Wohnleitfaden_fuer_gefluechtete_deutsch, Wohnleitfaden_fuer_gefluechtete_englisch)  

    
 

https://www.zanzu.de/
http://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/neue-info-broschuere-zum-thema-konfrontiert-mit-dem-ablehnungsbescheid-was-nun.html
http://www.frnrw.de/aktuell/artikel/f/r/neue-info-broschuere-zum-thema-konfrontiert-mit-dem-ablehnungsbescheid-was-nun.html



 


 
   


 


   
 


 


Informationsblatt für haupt- und ehrenamtliche Betreuerinnen  


und Betreuer und Helferinnen und Helfer 


Was tun… 


… bei ungewollter Schwangerschaft? 


 


Sehr geehrte Betreuerinnen und Betreuer, sehr geehrte Helferinnen und Helfer,  


vielen Dank für Ihr Engagement. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur Versorgung der 


Asylbewerberinnen und Asylbewerber in Bayern. Da Sie bei Ihrer Tätigkeit unter Umstän-


den mit dem Thema „ungewollte Schwangerschaft“ konfrontiert werden, haben wir für Sie 


ein Informationsblatt zusammengestellt.  


 


Wann darf eine Schwangerschaft abgebrochen werden? 


Ein Schwangerschaftsabbruch ist grundsätzlich nach § 218 des Strafgesetzbuches (StGB) 


strafbar. Es gelten aber folgende Ausnahmen: 


Beratungsregelung 


Ein Schwangerschaftsabbruch auf Grundlage der sog. Beratungsregelung ist nicht straf-


bar, wenn 


Informationen zu Fragen rund um Schwangerschaft und Geburt geben die 128 staat-


lich anerkannten Beratungsstellen für Schwangerschaftsfragen. 


Eine Bayernkarte mit allen Beratungsstellen geordnet nach Regierungsbezirken finden 


Sie unter http://www.stmas.bayern.de/familie/beratung/schwangere/index.php. 







 


 


• die schwangere Frau den Schwangerschaftsabbruch verlangt und sie der Ärztin oder 


dem Arzt durch die Bescheinigung einer anerkannten Beratungsstelle eine mindestens 


drei Tage zurückliegende Schwangerschaftskonfliktberatung nach § 219 StGB nach-


gewiesen hat, 


• der Schwangerschaftsabbruch von einer Ärztin oder einem Arzt vorgenommen wird 


und 


• seit der Empfängnis nicht mehr als 12 Wochen verstrichen sind. 


 


Indikationen 


Ein Schwangerschaftsabbruch auf Grundlage einer Indikation ist nicht rechtswidrig 


• bei Vorlage einer medizinischen Indikation, wenn der Schwangerschaftsabbruch unter 


Berücksichtigung der Lebensverhältnisse der Schwangeren nach ärztlicher Erkenntnis 


angezeigt ist, um eine Gefahr für das Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden 


Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes der 


Schwangeren abzuwenden und die Gefahr nicht anders abgewendet werden kann. 


• bei Vorlage einer kriminologischen Indikation, wenn nach ärztlicher Erkenntnis an der 


Schwangeren eine rechtswidrige Tat (sexueller Missbrauch von Kindern; sexuelle Nö-


tigung, Vergewaltigung, sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen) began-


gen worden ist, dringende Gründe für die Annahme sprechen, dass die Schwanger-


schaft auf der Tat beruht und seit der Empfängnis nicht mehr als 12 Wochen vergan-


gen sind. 


 


Was geschieht in der Beratungsstelle? 


Die Schwangere vereinbart telefonisch einen Beratungstermin. Zur Beratung muss sie 


einen Identitätsnachweis bei sich haben. Die Schwangere kann eine Dolmetscherin oder 


einen Dolmetscher mit zur Beratung bringen. Alternativ kann bei einer Schwangerschafts-


konfliktberatung auf Wunsch kostenfrei eine Dolmetscherin oder ein Dolmetscher von der 


Beratungsstelle hinzugezogen werden. Eine Fachkraft wird die Schwangere zu ihrem An-


liegen beraten. Die Schwangerschaftskonfliktberatung dient dem Schutz des ungeborenen 


Lebens. Sie soll die Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft ermutigen und ihr Per-


spektiven für ein Leben mit dem Kind eröffnen. Die Beratung ist ergebnisoffen zu führen 


und geht von der Verantwortung der Frau aus. Die Beratung ist vertraulich und kann ge-


genüber der Beratungskraft anonym erfolgen. Am Ende der Beratung erhält die Schwan-


gere eine Bescheinigung über die durchgeführte Beratung. 


Die Beratung und der Beratungsschein sind kostenlos. 







 


 


 


Wer trifft die Entscheidung? 


Die Entscheidung für oder gegen einen Schwangerschaftsabbruch kann die Frau ohne 


Einwilligung des Ehemannes und eine einsichts- und urteilsfähige Minderjährige ohne 


Einwilligung des gesetzlichen Vertreters treffen. 


 


Wie geht es nach der Beratung weiter? 


Wenn die Frau entscheidet, das Kind auszutragen, geben die Schwangerschaftsbera-


tungsstellen umfangreiche Hilfestellung und Informationen zu Unterstützungsleistungen. 


Wenn sich die Frau für einen Schwangerschaftsabbruch entscheidet, kann der Abbruch 


frühestens 3 Tage nach der Beratung (der Tag der Erteilung der Beratungsbescheinigung 


und der Tag des Abbruchs sind nicht mitzurechnen) durchgeführt werden.  


Die Ärztin oder der Arzt werden die Schwangere umfassend beraten.  


 


Wer übernimmt die Kosten? 


Ein Anspruch auf Kostenübernahme für einen Schwangerschaftsabbruch besteht, wenn 


die Frau Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bezieht. Die Kos-


tenübernahme muss bei der zuständigen Krankenkasse immer vor dem Abbruch beantragt 


und von dieser bescheinigt werden. Die Kostenübernahmebescheinigung (und der Bera-


tungsschein der Schwangerschaftsberatungsstelle) sind der Ärztin oder dem Arzt, die den 


Abbruch vornehmen, vorzulegen. Die Frau kann eine Krankenkasse am Ort ihres gewöhn-


lichen Aufenthaltes wählen. Für Frauen, die nach § 10a Abs. 1 Satz 1 AsylbLG verteilt 


oder zugewiesen worden sind, gilt dieser Bereich als gewöhnlicher Aufenthalt. 


 


Weitere Informationen 


http://www.schwanger-in-bayern.de (Informationen rund um das Thema Schwangerschaft) 


http://www.stmas.bayern.de/familie.php (Übersicht zum Thema Familie) 


http://www.zanzu.de (Informationen zu sexueller und reproduktiver Gesundheit in 13 Spra-


chen) 
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Position 


Rückführungen nach Afghanistan  
 


 


 


I. Hintergrundinformationen 


 


1. Gesamtsituation und Sicherheitslage in Afghanistan 


Die Sicherheitslage und die Aufnahmebedingungen in Afghanistan haben sich in den letzten 


Monaten nach diversen Berichten unter anderem auch des UNHCR1 deutlich verschlechtert. 


Nahezu alle Einschätzungen gehen von einer sehr prekären Situation im ganzen Land aus.  


Nach Ansicht auch von UNHCR ist das gesamte Staatsgebiet durch einen innerstaatlichen be-


waffneten Konflikt geprägt.  


 


Die Gesamtsituation schließt nicht aus, dass einige Gebiete zeitweise sicherer sein mögen als 


andere. Eine regionale Differenzierung der Situation in Afghanistan in „sichere“ und „unsichere 


Gebiete“ ebenso wie das Ausweisen einer internen Schutzalternative für alle Afghan(inn)en ist 


vor dem Hintergrund der aktuellen fragmentierten Situation in Afghanistan allerdings nicht mög-


lich. Vielmehr ist von einer höchst volatilen Sicherheitslage auszugehen, die sich in den unter-


schiedlichen Regionen und Orten von einem auf den anderen Tag völlig verändern kann. 


 


Der enorme Anstieg an erzwungenen Rückkehrer(inne)n nach Afghanistan – unter anderem 


aus Pakistan eingereist – hat zu einer extremen Belastung der ohnehin kaum existenten Auf-


nahmekapazitäten in vielen größeren Städten geführt. In den Städten leben bereits viele Bin-


nenvertriebene, die aufgrund der Konflikte nicht in ihre Herkunftsorte zurückkehren können. 


Dadurch wurde das ohnehin hohe Niveau der Vulnerabilität der Rückkehrer(innen) zusätzlich 


erhöht. 


 


 


 


 


 


                                                
1
 Vgl. Anmerkung von UNHCR zur Situation in Afghanistan auf Anfrage des deutschen Bundesministeri-


ums des Innern. Dezember 2016. 
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UNHCR macht zur Situation in Afghanistan die nachfolgenden Angaben2: 


 


o Im Laufe des Jahres 2016 hat sich der innerstaatliche bewaffnete Konflikt in Afgha-


nistan weiter ausgebreitet und ist durch eine Stärkung der aufständischen Kräfte, un-


ter anderem der Taliban, gekennzeichnet. 


o Mehr als 11.000 Zivilist(inn)en sind im Jahr 2016 getötet oder verletzt worden. Zu 


vermuten ist, dass diese Zahl in der Realität noch höher ist, da es aus keinem Lan-


desteil verlässliche Zahlen zu Opfern gibt. Zudem gibt es neben den tödlichen An-


schlägen oder Kriegshandlungen weitere erhebliche Gefährdungssituationen. Diese 


können zum Beispiel Zivilist(inn)en betreffen, die verdächtigt werden, Rebellen oder 


die Regierung zu unterstützen, Angehörige religiöser oder ethnischer Minderheiten 


oder Journalist(inn)en, ebenso Kinder, die von Zwangsrekrutierung oder Frauen, die 


von sexueller Gewalt oder Zwangsehe bedroht sind.  


o Im Jahr 2016 wurden bis Mitte Dezember 2016 mehr als 530.000 Personen durch 


Konflikte innerhalb Afghanistans neu in die Flucht getrieben. 


o Im Jahr 2016 kehrten etwa 610.000 Personen aus Pakistan nach Afghanistan zurück. 


Unter ihnen waren 370.000 in Pakistan registrierte Flüchtlinge, die unter Druck ge-


setzt wurden, das Land zu verlassen. Mehr als 420.000 Personen kehrten in 2016 


aus dem Iran zurück oder wurden von dort abgeschoben. Für das Jahr 2017 rechnet 


UNHCR mit bis zu 650.000 zurückkehrenden registrierten Flüchtlingen. 


 


2. Aktuelle Entwicklungen 


In jüngster Zeit wurden Abschiebungsflüge aus Deutschland nach Afghanistan aufgrund des 


Bombenanschlages auf die deutsche Botschaft in Kabul zunächst ausgesetzt. Ein in der Folge-


zeit dennoch vorgesehener Abschiebungsflug mit Straftätern, sog. Gefährdern und Menschen, 


die eine Mitwirkung bei der Identitätsfeststellung verweigert haben, wurde laut Pressemeldun-


gen wieder abgesagt.  


 


Gleichzeitig wurde publik, dass ein Rücküberstellungsflug von afghanischen Asylbewer-


ber(inne)n aus Mecklenburg-Vorpommern nach Norwegen stattgefunden hat. Diese sind in 


Anwendung der Regelungen der sog. Dublin-II-Verordnung nach Norwegen rücküberstellt wor-


den, da sie in Norwegen bereits Schutz beantragt hatten und in Deutschland ein weiteres Asyl-


verfahren durchlaufen wollten. In Norwegen wurden die Verfahren vollständig durchlaufen. 


Nach Auffassung der norwegischen Behörden seien weite Teile Afghanistans sicher, sodass 


Asylgesuche von Afghan(inn)en in Norwegen wenig Aussicht auf Erfolg haben. Diejenigen, die 


eine Ablehnung erhalten haben, werden von dort nach Afghanistan abgeschoben.  


 


II. Bewertung des Deutschen Caritasverbandes 


 


Der Deutsche Caritasverband stellt Abschiebungen zur Durchsetzung der Ausreisepflicht nach 


einem erfolglosen rechtsstaatlich einwandfrei durchgeführten Asylverfahren nicht in Frage, so-


fern grund- und menschenrechtliche Vorgaben einer Abschiebung nicht entgegenstehen.  


                                                
2
 Siehe Fn 1. 
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1. Gefahrenlage und Situation in Afghanistan 


Eine einwandfreie rechtsstaatliche Prüfung setzt Anhaltspunkte voraus, die eine gesicherte 


Einschätzung ermöglichen. Die Situation und insbesondere die Sicherheitslage in Afghanistan 


sind derzeit zum einen sehr diffus und zum anderen sehr kurzfristigen Änderungen unterwor-


fen. Dies spiegelt sich in unterschiedlichen Berichten und individuellen Einschätzungen der Si-


tuation vor Ort wider. Es ist daher äußerst fraglich, ob eine gesicherte abschließende Einschät-


zung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge oder die Verwaltungsgerichte ange-


sichts der derzeitigen Situation in Afghanistan möglich ist. Aus Sicht des Deutschen Caritas-


verbandes muss eine neue Einschätzung der Gefahrenlage des Auswärtigen Amtes Erkennt-


nisse von unterschiedlichen staatlichen und auch nichtstaatlichen Quellen berücksichtigen und 


diese umfassend würdigen. 


 


Vor diesem Hintergrund sind Abschiebungen nach Afghanistan aus Sicht des Deutschen Cari-


tasverbandes derzeit nicht zu verantworten. Abschiebungen setzen die Menschen derzeit un-


überschaubaren Gefährdungsrisiken aus. Zur Bestimmung der individuell konkreten Gefahr 


muss auch die Kumulation von individuell gefahrerhöhenden Merkmalen in Betracht gezogen 


werden. Solange nicht eindeutig geklärt ist, dass Sicherheit und Würde bei der Rückkehr ge-


währleistet sind, müssen Abschiebungen nach Afghanistan bundesweit ausgesetzt werden.  


 


2. Abschiebungsschutz 


Ein bundesweiter Abschiebungsschutz umfasst nach Auffassung des Deutschen Caritasver-


bandes grundsätzlich auch Straftäter(innen), Gefährder und Menschen, die eine Mitwirkung bei 


der Identitätsfeststellung verweigert haben, sofern ihnen eine unmenschliche Behandlung im 


Zielstaat droht. 


 


Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat ausdrücklich und wiederholt 


festgestellt, dass der in Art. 3 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) gewährleistete 


Schutz vor Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung ausnahms-


los ist. Eine Abwägung mit den staatlichen Sicherheitsinteressen schließt der EGMR aus. Viel-


mehr ist der aus dieser Norm hergeleitete Abschiebungsschutz absolut. Es handelt sich also 


um einen durch keine Ausnahme zu durchbrechenden Schutz gegen Abschiebung bei entspre-


chender Gefährdungslage. 


 


So gilt der Schutz der körperlichen Unversehrtheit und vor Folter oder unmenschlicher oder er-


niedrigender Behandlung für jeden Menschen unabhängig von begangenen Straftaten.  


 


3. Dublin-III-Verfahren 


Aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes dürfen für die Dauer einer bundesweiten Ausset-


zung von Abschiebungen nach Afghanistan auch keine Abschiebungen über Umwege stattfin-


den. Sofern die Gefahr besteht, dass Abschiebungen von anderen Mitgliedstaaten der Europäi-


schen Union aus stattfinden, sofern Afghanen zuvor auf Grundlage der Dublin-III-Verordnung 


dorthin rücküberstellt wurden, müssen Rücküberstellungen in diese Mitgliedstaaten ebenfalls 







 


4 


 


 
Deutscher  
Caritasverband e.V. 


ausgesetzt werden. Andernfalls würden hierdurch nicht hinnehmbare Kettenabschiebungen 


durchgeführt. Dies wäre im Falle von Norwegen besonders prekär, da Norwegen nach Informa-


tionen des Deutschen Caritasverbandes derzeit auch Familien mit Kindern nach Afghanistan 


abschiebt. 


 


III. Forderungen des Deutschen Caritasverbandes 


 


1. Solange nicht eindeutig geklärt ist, dass Sicherheit und Würde bei der Rückkehr ge-


währleistet sind, müssen Abschiebungen nach Afghanistan bundesweit ausgesetzt wer-


den.  


2. Ein bundesweiter Abschiebungsschutz muss nach Auffassung des Deutschen Caritas-


verbandes auch Straftäter(innen), Gefährder und Menschen, die eine Mitwirkung bei der 


Identitätsfeststellung verweigert haben, umfassen, sofern ihnen eine unmenschliche 


Behandlung im Zielstaat droht.  


3. Eine neue Einschätzung der Gefahrenlage durch das Auswärtige Amt muss Erkenntnis-


se von unterschiedlichen staatlichen und auch nichtstaatlichen Quellen berücksichtigen 


und diese umfassend würdigen. 


4. Sofern die Gefahr besteht, dass Abschiebungen von anderen Mitgliedstaaten der Euro-


päischen Union aus stattfinden, sofern Afghan(inn)en zuvor auf Grundlage der Dublin-


III-Verordnung dorthin rücküberstellt wurden, müssen Rücküberstellungen in diese Mit-


gliedstaaten ebenfalls ausgesetzt werden. 


 


 


 


Freiburg/Berlin, 06.07.2017 


 


Deutscher Caritasverband e.V. 


Vorstandsbereich Sozial- und Fachpolitik  


Eva M. Welskop-Deffaa 


 


 


 


Kontakt:  


Martin Beißwenger, Referent für Flüchtlingsfragen, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761/200-327, Martin.Beisswenger@caritas.de 


 


Bernward Ostrop, Referent für Migration und Flüchtlinge, DCV Berlin, 


Tel. 030/284447-53, Bernward.Ostrop@caritas.de 


 


Tobias Mohr, Referent für Flüchtlingsfragen, DCV (Freiburg), 


Tel. 0761/200-475, Tobias.Mohr@caritas.de 
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Herzlich Willkommen in Ihrer neuen Wohnung!


Wir freuen uns, dass Sie bei uns wohnen und hoffen, dass Sie und Ihre Familie sich schnell  
in Ihrer neuen Nachbarschaft einleben! Wir wünschen uns, dass Sie sich in Ihrem neuen  
Zuhause wohl fühlen und dass der Kontakt mit Ihren Nachbarn angenehm und respektvoll ist. 
In diesem Leitfaden haben wir als Ihr Vermieter Informationen für Sie zusammengestellt,  
die Ihnen das Ankommen in Ihrer neuen Nachbarschaft noch weiter erleichtern sollen.


Mietvertrag
Der Mietvertrag regelt alles Wichtige zwischen Ihnen und uns –  
beispielsweise die Höhe der Miete und die Zahlung der Betriebskosten  
(z.B. für Heizung und Wasser). Bitte bewahren Sie ihn sorgfältig auf! 


Hausordnung
In der Hausordnung stehen die wichtigsten Regeln für das gute Zu- 
sammenleben mit Ihren neuen Nachbarn – z.B. auch, wann es im Haus  
ruhig sein sollte oder was sonst noch für ein gutes Zusammenleben  
wichtig ist. 


Heizen
Wenn es kalt ist, können Sie mit Hilfe der Heizkörper in Ihrer Wohnung  
für Wärme sorgen. Regulieren können Sie die Heizkörper über die Thermos- 
tate. Bitte denken Sie dabei daran, dass Sie die verbrauchte Energie zu-
sätzlich zu Ihrer Miete bezahlen müssen (Betriebskosten). 


Lüften
Kochen, Wäsche waschen, Duschen oder Baden verursachen feuchte Luft 
in der Wohnung. Damit kein Schimmel entsteht, sollten Sie bitte regelmäßig 
lüften. Wir bitten Sie, mindestens drei- oder viermal am Tag die Fenster 
5-10 Minuten weit zu öffnen. Bitte heizen und lüften Sie nicht gleichzeitig. 
Drehen Sie vor dem Öffnen der Fenster die Heizung auf NULL (0).  
Sind die Fenster wieder zu, können Sie die Heizkörper wieder aufdrehen.


Wäsche waschen und trocknen
Bitte achten Sie darauf, dass durch das Waschen und Trocknen Ihrer 
Wäsche keine Schäden an der Wohnung entstehen – wie beispielsweise 
Schimmel oder Wasserschäden auf Fußböden oder an Wänden. In Ihrem 
Mietvertrag oder Ihrer Hausordnung finden Sie Hinweise, wo Sie Ihre  
Wäsche trocknen können. 


Bäder
Bitte benutzen Sie zum Baden und Duschen ausschließlich die Dusche 
bzw. die Badewanne. Bitte werfen Sie – außer Toilettenpapier –  
nie Gegenstände in die Toilettenschüssel. Bitte stellen Sie sich auch nie  
auf die Toilettenschüssel. 


Allgemeines


Verhalten in der Wohnung
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Leitungswasser
Das Leitungswasser hat in Deutschland Trinkwasserqualität und kann 
bedenkenlos zum Kochen und Trinken verwendet werden. 


Wasser
Achten Sie bitte darauf, dass niemals größeren Mengen Wasser auf den 
Boden gelangen – weder im Bad noch in anderen Räumen der Wohnung. 
Hierdurch können folgenschwere Schäden am Gebäude entstehen.  
Denken Sie bitte auch immer daran, dass Sie das genutzte Wasser zusätz-
lich zu Ihrer Miete bezahlen müssen. 


Kochen
Bitte nutzen Sie zum Kochen Herd und Backofen in Ihrer Küche. Bitte legen 
Sie die Lebensmittel dabei niemals direkt auf die Herdplatte oder in den 
Ofen, sondern immer in ein dafür geeignetes Gefäß. 


Nutzung der Wohnung
Bitte nehmen Sie niemals eigenmächtig Umbauten in der Wohnung vor. 
Das gilt insbesondere für sämtliche strom- oder wasserführenden  
Leitungen. Sprechen Sie bitte unbedingt mit uns und holen Sie unsere 
schriftliche Zustimmung ein, falls Sie etwas verändern wollen. 


Sicherheit
Offenes Feuer in der Wohnung, auf dem Balkon, im Haus oder auf Frei- 
flächen ist nicht erlaubt. 


Haussicherung
Haus- und Kellertüren sollen bitte immer geschlossen werden, damit keine 
Unbefugten ins Haus kommen. 


Schäden in der Wohnung oder im Haus
Bei einem großen Schaden (z.B. einem Wasserrohrbruch) informieren Sie  
uns bitte sofort, damit wir uns um eine Reparatur kümmern können. 
Abends oder am Wochenende rufen Sie dazu bitte die Notrufnummern am 
Aushang in Ihrem Wohnhaus an. 


Ordnung
Bitte achten Sie auf allgemeine Sauberkeit. Bitte beachten Sie, dass das 
Treppenhaus nicht zu Ihrer Wohnung gehört und nicht als Stellfläche ge- 
nutzt werden darf. Es ist wichtig, dass es als Fluchtweg freigehalten wird.  
Bitte stellen Sie hier deshalb keine Gegenstände wie Möbel, Kinderwagen 
oder Schuhe ab. 
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Wohin mit dem Müll?
Müll darf nie auf Flächen außerhalb Ihrer Wohnung, den Balkon oder in  
Toiletten, Waschbecken oder Küchenspülen gekippt werden. In Deutsch-
land wird der Müll aus Umweltgründen getrennt – nutzen Sie für die 
Müllentsorgung deshalb bitte die dafür vorgesehenen unterschiedlichen 
Tonnen in Ihrer Wohnanlage. Es gibt in der Regel besonders gekenn- 
zeichnete Tonnen für Kunststoffe (z.B. Verpackungen, Dosen, Tüten, 
Plastikfolien, Getränkekartons), Küchenabfälle (z.B. Essensreste, Tee- und 
Kaffeepulverreste, Eierschalen, altes Obst und Gemüse, alte Blumen), 
Papier (z.B. Kartons, Zeitungen), Restmüll (alles, was in keine der anderen  
Tonnen kommt). Falls es bei Ihnen keine Tonnen für Glas geben sollte,  
können Sie Ihre Glasbehälter in dafür vorgesehene Sammelcontainer  
außerhalb Ihrer Wohnanlage geben. Falls Sie z.B. Möbel oder andere  
größere Gegenstände entsorgen wollen, fragen Sie uns bitte.  


Umgang mit Nachbarn
Grundsätzlich sollen Nachbarn aufeinander Rücksicht nehmen. Sollte es 
Schwierigkeiten dabei geben, suchen Sie bitte zunächst das freundliche 
Gespräch mit den Nachbarn. Sollte das Problem fortbestehen, wenden Sie 
sich an uns. Wir bemühen uns um eine einvernehmliche Lösung. 


Besuch
Sie dürfen in Ihre Wohnung gerne Besuch einladen, so oft Sie wollen. 
Nehmen Sie dabei aber bitte auf Ihre Nachbarn Rücksicht. Lautes Feiern ist 
zu keiner Zeit eine Selbstverständlichkeit. Eine Vorankündigung bei Ihren 
Nachbarn kommt gut an. Bevor Sie jemanden dauerhaft bei sich wohnen 
lassen, müssen Sie uns bitte immer informieren. 


Ruhezeiten
Bitte machen Sie in Ihrer Wohnung keinen Lärm. Musikanlagen, Radios und 
Fernsehgeräte sollen nicht zu laut sein. Das gilt besonders für die Mittags-
zeit (13:00 bis 15:00 Uhr), die Nachtstunden (22:00 bis 6:00 Uhr) sowie 
ganztätig an Sonn- und Feiertagen. 


Tierhaltung
Wenn Sie ein Haustier halten wollen, fragen Sie uns bitte vorher. Denken 
Sie daran, dass sich Nachbarn durch Bellen oder Kot gestört fühlen. Hunde 
sollen außerhalb der Wohnung bitte an der Leine geführt werden. 


Grillen
Wenn Sie auf Ihrem Balkon grillen wollen, sprechen Sie bitte vorher mit 
Ihren Nachbarn. Sie könnten sich sonst durch Rauch und Geruch belästigt 
fühlen. Auf den Freiflächen rund um Ihre Wohnung ist die Nutzung eines 
Grills nur erlaubt, wenn es dafür ausgewiesene Flächen gibt. 
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Internet, Telefon, Energie
Falls es in Ihrem Mietvertrag nicht anders vereinbart ist, müssen Sie Inter-
net-, Kabel- und Telefondienstleistungen separat beauftragen. Das gilt 
auch für den Bezug von Strom sowie – falls Sie eine Gasetagenheizung 
haben – auch für Gas. Für all diese Dienstleistungen gibt es in Deutschland 
eine Vielzahl von Anbietern, die Sie im Internet aussuchen können  
(z.B. über www.verivox.de). 


Fernsehen und Radio
Bitte informieren Sie sich bei uns, ob Sie eine Antenne oder eine Satelliten-
schüssel an Ihrem Balkon aufstellen dürfen. Denken Sie bitte auch daran, 
dass Sie Fernseher und Radio in Deutschland beim Beitragsservice von 
ARD, ZDF und Deutschlandradio anmelden und separat bezahlen müssen 
(www.rundfunkbeitrag.de). 


Verhalten in Notfällen
Ob bei einem Brand oder Unfall, mit der Telefonnummer 112 können Sie 
bei Notfällen überall schnell Hilfe rufen. Bitte machen Sie dabei diese 
Angaben:


•	Wer meldet?
•	Was ist passiert?
•	Wie viele sind betroffen/verletzt?
•	Wo ist etwas passiert?
•	Warten Sie auf Rückfragen


Bitte bringen Sie bei einem Brand sich und Ihre Angehörigen in Sicherheit. 
Der Fahrstuhl darf nicht benutzt werden, wenn es im Haus brennt. Leisten 
Sie den Anweisungen der Polizei- und Rettungskräfte unbedingt Folge. 


Benötigen Sie weitere Informationen?
Haben Sie Fragen? Dann wenden Sie sich bitte an uns. Sie erreichen uns 
über die folgenden Kontakte: 
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Welcome to your new home!


We are pleased to have you as tenants and hope that you and your family will quickly 
adapt to your new neighbourhood. We want you to feel comfortable in your new home and 
that the interaction with your neighbours is pleasant and respectful. As your landlord,  
we have created this guide to provide you with information that will help you get settled  
in your new surroundings.


Lease Agreement
The Lease Agreement governs all important issues between you and  
us as your landlord, for example, the amount of rent and payment  
of operating costs (e.g. heat and water). Please keep your copy in a  
secure place! 


House Rules
The House Rules set forth the most important procedures for creating a 
pleasant atmosphere with your new neighbours, such as quiet hours  
or other issues important for fostering a good neighbourly atmosphere.


Heat
Use the radiators to heat your home when it is cold outside. Set the  
thermostat to control the temperature. Please remember that in  
addition to your rent, you are responsible for covering the costs of  
any consumed energy (operating costs).


Ventilation
Cooking, laundry, showering, and bathing create moisture in the apart-
ment. To avoid the build-up of mould, please regularly ventilate your  
apartment. We request that you open the windows 5-10 minutes at least 
three or four times per day. Please do not run the heat while airing out  
the apartment. Turn the heat to ZERO (0) before opening any windows.  
You may turn the radiators back on once the windows are closed.


Washing and drying laundry
Please make sure not to damage the apartment in any way while doing 
laundry, such as causing mould to form, or water damage to floors or  
walls. Your Lease Agreement contains instructions about where you can 
dry your laundry.


Bathrooms
Please only use the shower or tub for bathing or taking a shower. Except 
for toilet paper, please do not throw any objects into the toilet bowl.  
Also, please do not stand on the toilet bowl.


General


Inside the apartment
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Tap water
Tap water in Germany is considered safe to drink and can be used for 
cooking and drinking without reservation. 


Water
Please make sure that large quantities of water never get spilled on the 
floor, both in the bathroom and in other rooms of the apartment. This  
can result in serious damage to the building. Please keep in mind that in 
addition to your rent, you must pay for the water that you consume. 


Cooking
Please use your kitchen stove and oven for cooking. Never put food  
directly on the stovetop or in the oven – always use a suitable pot or pan. 


Use of the apartment
You are not allowed to carry out any unauthorized repairs or construction 
in the apartment. This especially applies to all electrical wiring and  
water pipes. If you would like to make any changes, please contact us 
beforehand for written permission. 


Safety
Open-air fires are prohibited in all areas: in the apartment, on the  
balcony, or in outdoor areas. 


Building security
The front door and basement door must always be locked to prevent any 
unauthorized persons from entering. 


Damage in the apartment or the building
In case of major damage (e.g. a broken water pipe), please notify us im-
mediately so that we can organise a repair. During evening hours or on the 
weekend, please call the emergency numbers posted in your building. 


Housekeeping
We ask you to help maintain a level of general cleanliness. Please note that 
the stairwell is not part of your apartment and may not be used to store 
items. It is important to keep all escape routes entirely clear. Therefore, 
please do not place any objects in the stairwells, including furniture, child 
strollers, or shoes. 
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Where to dispose of waste?
It is prohibited to throw out waste in areas outside of your apartment, 
from your balcony, or into the toilets or sinks. In Germany, waste materials 
are sorted for environmental reasons. To ensure proper sorting, please  
use the separate waste disposal containers on the premises. There are 
specially marked bins for plastics (e.g. packaging, cans, bags, plastic 
wrap, beverage cartons), kitchen scraps (e.g. food, used tea leaves and 
coffee grounds, egg shells, spoiled fruits and vegetables, old cut flowers), 
paper (e.g. boxes, newspapers), and residual waste (everything that does 
not belong in the other bins). If there is no additional container for glass, 
you can deposit your glass bottles and jars in the collection bin outside  
your residence. Please contact us if you would like to discard furniture or 
other large items. 


Dealing with neighbours
In general, neighbours should be considerate of one another. If problems 
occur, first try to discuss the issue in a friendly manner with your neigh-
bour. If the problem persists, please contact us. We will make an effort  
to find an amicable solution. 


Visits
You are allowed to have as many visitors in your home as you choose. 
However, please be considerate of your neighbours. Neighbours are less 
likely to feel disturbed by loud parties if you inform them in advance.  
You must notify us before letting someone move into your apartment 
permanently. 


Quiet hours
Please do not make any noise in your apartment. Music systems, radios, 
and televisions should not be overly loud. This especially applies to lunch-
time (1:00 p.m. to 3:00 p.m.), nighttime (10:00 p.m. to 6:00 a.m.) and all 
day Sundays and public holidays. 


Pets
You need to consult with us before keeping a pet. Please be aware that 
neighbours will feel annoyed by dog barking or finding animal faeces on 
the grounds. Please keep dogs on a leash when outside the apartment. 


Barbecue
If you want to grill on the balcony, please consult with your neighbours  
beforehand to avoid any unexpected nuisance from smoke or odours.  
You are only allowed to use a grill in outdoor areas around your building  
in places designated for such purposes. 
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Internet, telephone, electricity/gas
If your Lease Agreement does not include internet, cable, and telephone 
services, you must request these yourself. This also applies to electricity 
as well as gas heating if available in your building. Germany is home to  
a number of providers for these services, which can be selected online 
(such as at www.verivox.de). 


TV and radio
Please check with us if you are allowed to place an antenna or a satellite 
dish on your balcony. In order to access TV and radio in Germany, you 
must independently sign up with the “Beitragsservice” of the ARD, ZDF 
and Deutschlandradio and pay the required fee in addition to your other 
utilities (www.rundfunkbeitrag.de). 


What to do in case of emergency
In the event of either a fire or accident, you can quickly reach emergency 
services at any time by dialling 112. Please provide the following  
information:


•	Who is calling?
•	What happened?
•	How many people are affected/injured?
•	Where did the incident happen?
•	Wait for any follow-up questions


In the event of a fire, please get yourself and family to a safe place.  
If there is a fire in the building, you are not allowed to use the elevator. 
Please follow all instructions given by the police and emergency services 
personnel.


Do you need more information?
Still have questions? Then please get in touch with us. You can reach us  
as follows:
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- 3 - 
10. Gebühren für Unterkunft bei berufstätigen Bewohnern 
Wenn Geflüchtete eine Arbeitserlaubnis erhalten haben und Arbeit finden, ist die Freude 
groß. Leider ist vielen dabei nicht bewusst, dass sie ab diesem Zeitpunkt auch selbst für die 
Kosten Ihrer Unterbringung aufkommen müssen. Unabhängig von der Zimmergröße und der 
Anzahl der Mitbewohner sind diese Kosten in §23 der Asyldurchführungsverordnung 
festgelegt. Da die entsprechenden Bescheide mit Zahlungsaufforderungen teilweise erst 
nach Monaten bei den Betroffenen eingehen, laufen immer wieder beachtliche Summen auf, 
die dann rückwirkend zu begleichen sind.  
Über die Höhe der Gebühren informiert die Regierung von Unterfranken unter 
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/aufgaben/2/2/03143/index.html oder direkt im 
angehängten PDF (information_über_anfallende_gebühren_stand_04_07_2017).  
Mit einem entsprechenden Hinweis bei der Arbeitsaufnahme können Sie Geflüchteten in 
Ihrem Umfeld also eine böse Überraschung ersparen.  
Das Magazin Kontraste der ARD hat das Thema in einem Beitrag aufgegriffen und die 
gesetzlichen Regelungen anhand konkreter Fälle kritisch hinterfragt: 
http://www.ardmediathek.de/tv/Kontraste/Fl%C3%BCchtlinge-werden-vom-Staat-gnadenlos-
a/Das-Erste/Video?bcastId=431796&documentId=44396444 

  
 

11. Zwei Umfragen zu (ehrenamtlicher) Flüchtlingsarbeit in Deutschland 
Wie es Ihnen mit Ihrem Engagement geht und was Sie aktuell umtreibt wissen Sie selbst am 
besten. Aktuell arbeiten verschiedene Wissenschaftler und Studenten daran, dies über 
Studien auch der Allgemeinheit zugänglich zu machen. Wer also mithelfen möchte hier ein 
realistisches Bild zu erstellen, ist herzlich eingeladen an einer oder beiden Befragungen 
teilzunehmen:  
Psychologen der Universität Jena: https://www.soscisurvey.de/suitfsujena/ und/oder 
Studentin der Uni Landau: https://www.soscisurvey.de/FB2017/  
 
Bitte melden Sie sich jederzeit gerne bei Fragen und Anregungen.  
Wir wünschen Ihnen schon jetzt ein schönes Wochenende und weiterhin viel Kraft für Ihr 
großartiges Engagement.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Tobias Goldmann    Sandra Hahn 
 

 
Caritasverband für die Stadt und den Landkreis Würzburg e. V.  
Randersackerer Straße 25  
97072 Würzburg  
Tel. 0931 38659-118 
Mobil 0172 7926928 
Fax 0931 38659-199  
t.goldmann@caritas-wuerzburg.org 
www.caritas-wuerzburg.org 
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Regierung von Unterfranken     


Zentrale Gebührenabrechnungsstelle Bayern 
Sondheimer Straße 9 
97638 Mellrichstadt 
Telefon: 09776/5099800  
Telefax: 09776/5099899 


 


 


Informationen über Gebührenpflicht für Personen mit 
nachfolgendem Status 


 
 Asylberechtigten nach Art. 16a Grundgesetz (GG), §2 Asylgesetz (AsylG) 


 Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 (AsylG) in Verbindung mit § 25 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz 


(AufenthG) 


 Zuerkennung des subsidiären Schutzes gemäß § 4 AsylG in Verbindung § 25 Abs. 2 AufenthG 


 sonstigen Nichtleistungsberechtigten und sonstigen Abschiebeschutzberechtigten nach § 25 Abs. 3 AufenthG und § 


28 ff AufenthG 


 


Da Sie nun nicht mehr dem Personenkreis der Leistungsberechtigten nach dem 


Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG), der vom Freistaat Bayern untergebracht werden muss, 


angehören, ist ein weiterer Aufenthalt in der staatlichen Unterkunft nicht mehr erforderlich und auch 


nicht mehr zulässig. Sie werden daher gebeten, sich eine private Unterkunft zu besorgen.  


Sie werden in Kürze Gebührenbescheide erhalten, mit denen Ihnen Unterkunftsgebühren, 


Haushaltsenergie und evtl. Verpflegungsgebühren für die derzeitige Unterbringung und Verpflegung in 


staatlichen Unterkünften berechnet werden. Diese Berechnung erfolgt bis zum Tag, an dem Sie 


ausziehen.  


 


Informationen über Erstattungspflicht für Personen mit 
Einkommen und / oder Vermögen  


 
Der Kostenerstattungsanspruch beruht auf § 7 Abs. 1 Satz 3 AsylbLG. Nach § 7 Abs. 1 Satz 1 


AsylbLG sind Einkommen und Vermögen, über das verfügt werden kann, von dem 


Leistungsberechtigten und seinen Familienangehörigen, die im selben Haushalt leben, vor Eintritt von 


Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz aufzubrauchen. Für erhaltene Sachleistungen 


sind die Kosten nach § 7 Abs. 1 Satz 3 AsylbLG in Höhe der in §3 Abs. 2 Satz 2 AsylbLG genannten 


Leistungen, sowie die Kosten der Unterkunft und Heizung zu erstatten. 


Sie erhalten von uns Erstattungskostenbescheide, mit denen Ihnen Unterkunftsgebühren, 


Haushaltsenergie und evtl. Verpflegungsgebühren für die derzeitige Unterbringung und Verpflegung in 


staatlichen Unterkünften berechnet werden. Die unten aufgeführten Gebühren stellen Höchstwerte 


dar. Die Höhe Ihrer Erstattungskosten errechnet sich aus der tatsächlichen Höhe Ihres 


Erwerbseinkommens. Hierfür benötigen wir regelmäßig Ihre Einkommensnachweise. 


  







 


Informationen für Personen die Leistungen nach dem § 2 
Asylbewerberleistungsgesetz erhalten 


 


Gemäß § 22 Abs. 2 Asyldurchführungsverordnung (DVAsyl) werden für die Inanspruchnahme von 


staatlichen Einrichtungen nach §§ 4 und 5 DVAsyl sowie anderer gewährter Sachleistungen 


Benutzergebühren erhoben, soweit sie die Voraussetzungen nach dem § 2 AsylbLG erfüllen und über 


Einkommen oder Vermögen verfügen. 


Sie erhalten von uns Gebührenbescheide, mit denen Ihnen Unterkunftsgebühren, Haushaltsenergie 


und evtl. Verpflegungsgebühren für die derzeitige Unterbringung und Verpflegung in staatlichen 


Unterkünften berechnet werden. Die unten aufgeführten Gebühren stellen Höchstwerte dar. Die Höhe 


Ihres Gebührenbescheids errechnet sich aus der tatsächlichen Höhe Ihres Erwerbseinkommens. 


Hierfür benötigen wir regelmäßig Ihre Einkommensnachweise. 


 


Informationen zur Gebührenhöhe 


§ 23 Abs. 1 Asyldurchführungsverordnung  (DVAsyl)   Unterkunftsgebühr  


Die Höhe der Gebühr für die Unterkunft beträgt  


1. für allein stehende oder einem Haushalt vorstehende Personen monatlich 278,00 €,  


2. für Haushaltsangehörige monatlich 97,00 €.  


 


Neue Gebührenhöhe ab 01.01.2017! 
 
§§ 24, 29 Nr. 3 DVAsyl in Verbindung mit der Allgemeinverfügung vom 19.12.2016, 
AZ:V5.2/6741.12-1/10 Gebühren für Verpflegung und Haushaltsenergie ab 01.01.2017 
 
Die Höhe der Gebühr beträgt  
 


1. für Alleinstehende oder Alleinerziehende monatlich 137,00 € für Verpflegung und 
33,00 €  für Haushaltsenergie,  


2. für übrige Erwachsene, die nicht unter Nr. 1 fallen, monatlich 128,00 € für 
Verpflegung und 31,00 € für Haushaltsenergie  


3. für Kinder von 14 bis 17 Jahren monatlich 140,00 € für Verpflegung und 18,00 € für 
Haushaltsenergie,  


4. für Kinder von 6 bis 13 Jahren monatlich 112,00 € für Verpflegung und 13,00 € für 
Haushaltsenergie  


5. für Kinder von 0 bis 5 Jahren monatlich 78,00 € für Verpflegung und 8,00 € für 


Haushaltsenergie. 
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